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Unterm Strich

Stewardessenlächeln nur gegen Gebühr
...................................................................................

Von ALICE NATTER
...................................................................................R yanair verlangt jetzt Gebühren

fürs Handgepäck. Bislang durf-
ten Reisende auf einem Trip mit der
irischen Fluglinie eine Handtasche
und ein bis zu zehn Kilo schweres Ge-
päckstück mit an Bord nehmen und
kopfüber in die Ablagefläche pressen.
Ab sofort sind den neuen Handge-
päckbestimmungen zufolge nur noch
Passagiere mit Priority-Option ohne
Zusatzkosten mit zwei Handgepäck-
stücken unterwegs. Wer im Normal-
tarif fliegt, muss fürs Rollköfferchen
an seiner Seite zahlen. Frei ist für den
Non-Priority-Passagier, was 40 x 20 x
25 Zentimeter misst und unter den

Vordersitz passt. Unpassend finden
diese neue Regel viele Verbraucher-
schützer. Doch Ryanair sagt, mit der
Handgepäckgebühr wolle man Ver-
spätungen reduzieren, die beim Ver-
laden entstehen. Jeder Fluggast weiß:
Bis 189 Leute im engen Flieger je zwei
Taschen, Rucksäcke oder Beautykof-
fer über, unter oder vor sich deponiert
haben, das dauert. Deshalb ist die
Regel zu begrüßen und überhaupt
nur konsequent. Schließlich kosten
längst auch die Sitzplatzreservierung,
das Zahlenmit Kreditkarte, das Knab-

berzeugundder Tomatensaft, auf den
man ausschließlich in der Luft so
Durst hat. Ebenso konsequentwird es
sein, dass Airlines eine WC-Benut-
zungsgebühr einführen und dass
mandas Stewardessenlächeln künftig
nur als kostenpflichtiges Extra erhält.
Auch wer bei der Sicherheitseinwei-
sung weghören will, wird dafür zah-
len müssen. Die Gebühr für die Roll-
fahrt zur Startbahn kann man dafür
einsparen, wenn man mit anpackt
und das Flugzeug schiebt. Und wer
unbedingt möchte, dass ein ausgebil-
deter Pilot im Cockpit sitzt, kann das
gegen Aufpreis dazubuchen.

Rechte Demos
in Kandel

gehen weiter
Achteinhalb Jahre Haft
wegen Mordes an Mia

LANDAU (dpa) Rund acht Monate
nach dem tödlichen Messerangriff
auf die 15-jährige Mia in Kandel ist
ihr Ex-Freund wegen Mordes ver-
urteilt worden. Die Richter verhäng-
ten amMontag acht Jahre und sechs
Monate Haft nach Jugendstrafrecht
gegen den mutmaßlich aus Afghani-
stan stammenden Abdul D., wie das
Landgericht Landau im Anschluss
an die Urteilsverkündung hinter ver-
schlossenen Türen mitteilte.

Der Anwalt von Abdul D., Maximi-
lian Endler, sagte nach der Entschei-
dung: „Mein Mandant verzichtet auf
Rechtsmittel und ist mit dem Straf-
maß einverstanden.“ Ob auch andere
Prozessbeteiligte den Richterspruch
akzeptieren, wisse er nicht. Er rechne
damit, dass sein Mandant nach der
Verbüßung eines Teils der Strafe abge-
schobenwerde, sagte Endler. AbdulD.
habe in seinem letzten Wort noch
einmal Reue bekundet.

Die Staatsanwaltschaft und die
Nebenkläger hatten zuvor eine Frei-
heitsstrafe von zehn Jahren gefor-
dert, die Verteidigung sieben Jahre
und sechs Monate wegen Totschlags.

Die Tat kurz nach Weihnachten
2017mitten in einemDrogeriemarkt
der kleinen Stadt in der Pfalz hatte
bundesweit für Entsetzen gesorgt.
Der Fall fachte außerdem die Diskus-
sion um die Altersfeststellung von
jungen Flüchtlingen neu an. Rechts-
populistische Gruppen hatten den
Fall zum Anlass genommen, um in
Kandel immerwieder gegen die Asyl-
politik der Bundesregierung zu pro-
testieren. Sie haben Termine bis ins
nächste Jahr angemeldet.

Der Bürgermeister des pfälzischen
Kandel rechnet auch für die Zeit nach
dem Urteil mit Kundgebungen in der
Stadt. Kandel komme nicht zur Ruhe,
sagte der SPD-Politiker Volker Poß im
Radioprogramm SWR Aktuell.
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Strafanzeige gegen
zwei führende

Bistumsmitarbeiter
RIMPAR (cj) Es ist ein einzigartiger
Fall im Bistum Würzburg: Die ehren-
amtlichen Mitglieder der Kirchenver-
waltung (KV) in Rimpar haben Straf-
anzeige gegen den Pfarradministrator
und hauptamtlichen KV-Vorstand
und seinen Stellvertreter gestellt. Aus-
löser ist die Abrechnung der Kosten
für die Sanierung des Pfarrhauses.
Eine Prüfung ergab, dass die Baufirma
nicht alle in Rechnung gestellten
Leistungen erbracht hat. Gegen den
Beschluss der Ehrenamtlichen wurde
dennoch ein Vergleich geschlossen.
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Den Startschuss für das Volksbegehren „Klimaschutz in die Verfassung” ga-
ben in Würzburg (von links) Hans-Josef Fell, Hans-Jürgen Fahn, Sängerin
Ruslana und Patrick Friedl. FOTO: JOHANNES KIEFER

Polizeischüler
rettet Schwimmer
Helfer am Baggersee

SAND AM MAIN (pes) EinemMann,
der im Baggersee von Sand (Lkr. Haß-
berge) zu ertrinken drohte, hat Marco
Swietza am Samstag das Leben geret-
tet. Der 27-jährige Bamberger, der ge-
rade eine Ausbildung bei der Polizei
macht, saß am Ufer, als er bemerkte,
dass der Schwimmer Probleme hatte
und unterging. Swietza schwamm zu
dem Mann, tauchte nach ihm und
konnte ihn am Ende zusammen mit
seinem Bruder aus dem Wasser zie-
hen. Die Haßfurter Polizei will den
jungen Kollegen für die Lebensretter-
medaille vorschlagen.
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Klimaschutz soll in die Verfassung
Politiker starten in Würzburg Unterschriftensammlung für Volksbegehren

...................................................................................

Von MICHAEL CZYGAN
...................................................................................

WÜRZBURG Das Ziel ist ehrgeizig:
Bis Ende September wollen die Ini-
tiatoren des Volksbegehrens „Klima-
schutz in die Verfassung“ bayernweit
25 000 Unterschriften sammeln. Die
Zeit, den Klimawandel zu stoppen,
drängt, sagen Hans-Josef Fell, der Er-
neuerbare-Energien-Pionier aus
Hammelburg (Lkr. Bad Kissingen),
und seine Mitstreiter, der Freie-Wäh-
ler-Landtagsabgeordnete Hans-Jür-
gen Fahn (Erlenbach/Main) und der
Würzburger Grünen-Stadtrat Patrick
Friedl.Wetterextremewie Rekordhit-
ze, wochenlange Dürre und Starkre-
gen-Ereignisse seien längst auch in
Franken eine traurige Normalität.

Erneuerbare Energien seien seit
1990 die „tragende Säule“ bei der Re-
duzierung klimaschädlicher Gase, so
Fell, der von 1998 bis 2013 für die
Grünen imBundestag saß und als Au-
tor des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes gilt. Seit 2015 aber seien die Emis-
sionen „nicht nennenswert“ gesun-
ken. Gründe dafür seien die erhöhten
Kohlestrom-Exporte ins Ausland so-
wie der Stopp beimAusbau von Solar-
und Windenergie. In Bayern wirke
die vonderCSU-Mehrheit verschärfte
Abstandsregelung für Windräder als
Bremse. Der Anteil der Erneuerbaren
Energien habe sich im Freistaat bei et-
was mehr als 40 Prozent eingepen-
delt, so Friedl. Nötig aber seien
100 Prozent, wolle man die Ziele des
Pariser Klimaabkommens erreichen.

Dass die Bundesregierung die
selbst gesteckten Vorgaben für 2020
aufgegeben hat, empört die Initiato-
ren vom Verein „Klimaschutz – Bay-
erns Zukunft“. Auch in der Regie-
rungserklärung des Ministerpräsi-
denten sei Klimaschutz kein Thema
gewesen, klagt Fahn. „Stattdessen
hat Markus Söder ein Raumfahrtpro-
gramm angekündigt.“ Insofern liege
es nahe, die Chancen, die die bayeri-
sche Verfassung biete, zu nutzen.
Friedl: „Die Bürger haben es in der
Hand.“ 25 000 Unterschriften wären
ein erster Schritt, um den Klima-
schutz und die Umstellung der Ener-

gieversorgung auf Erneuerbare Ener-
gien als Staatsziele in der Verfassung
zu verankern. Volksbegehren und
Volksentscheid sollen folgen.

Den Klimaschutz in die Verfassung
schreiben ist das eine, die Energie-
undUmweltpolitik zu ändern das an-
dere. Ist das Volksbegehren also nicht
mehr als Symbolpolitik? „Mitnich-
ten“, sagt Patrick Friedl. Stünde der
Klimaschutz erst einmal in der Verfas-
sung, müsste sich jede Gesetzesinitia-
tive, aber auch jede kommunale Ent-
scheidung daran messen lassen. Per
Popularklage könne jeder Bürger die
Entscheidungen von Staat und Be-

hörden auf ihre Verfassungsmäßig-
keit überprüfen lassen. Friedl: „Das
wäre der dringend notwendige Schub
für den Klimaschutz.“

Bayerns Umweltminister Marcel
Huber (CSU) wollte sich am Montag
auf Nachfrage der Redaktion nicht
zu der Initiative äußern. EinMiniste-
riumssprecher verwies auf Äußerun-
gen von Markus Söder. Der Regie-
rungschef hatte kürzlich gesagt, er
sei „offen“ für eine Verfassungsände-
rung, allerdings ohne einen konkre-
ten Zeitplan zu nennen.

Fell, Friedl und Fahn stellten am
Montag eine Liste mit elf „Erst-
Unterstützern“ ihres Volksbegehrens
vor. Mit dabei sind unter anderem
die bayerischen Grünen, die ÖDP,
und der Verein Bergwaldprojekt,
aber auch lokale Zusammenschlüsse
wie die „Energieinitiative Rhön und
Grabfeld“. Fahn zeigte sich zuver-
sichtlich, dass sich bald auch die
Freien Wähler anschließen.

Schließlichpräsentierten die Politi-
ker noch Ruslana, Gewinnerin des
Eurovision Song Contest 2004. Die
Sängerin ist in ihrer Heimat Ukraine
in derDemokratiebewegung aktiv. Bei
einem Treffen mit Fell, der als Präsi-
dent der „EnergyWatchGroup“welt-
weit für die Energiewende streitet,
ließ sie sich von dessen Ideen begeis-
tern. „Erneuerbare Energien bringen
Frieden“, sagt sie. Bayern könne da
ein Vorbild sein. Mit einem Konzert
am 22. September in Würzburg will
sie die Initiative unterstützen.

Christian Mihr von Reporter ohne
Grenzen fordert Klarheit von der
Bundesregierung. FOTO: DPA

ReporterkritisierenLage inderTürkei
Mindestens 28 Journalisten in Haft

BERLIN (dpa) Vor anstehenden Ge-
sprächenmit der Türkei hat Reporter
ohne Grenzen (ROG) die Bundesre-
gierung aufgerufen, sich für die Frei-
lassung türkischer Journalisten ein-
zusetzen. Fälle sollten öffentlich und
namentlich angesprochen werden,
sagte ROG-Geschäftsführer Christi-
an Mihr in Berlin. Die Türkei gehört
zu den Ländern mit den meisten in-
haftierten Journalisten weltweit. In-
haftiert seien aktuell mindestens
28 Journalisten. Nach ihrer Haft ge-
rade nach Deutschland zurückge-
kehrt ist die JournalistinMesale Tolu.
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Söder und Nahles
verteidigen
die Kanzlerin

ABENSBERG (afp) Geprägt vom
Landtagswahlkampf haben sich die
Parteien beim Gillamoos-Volksfest
im niederbayerischen Abensberg Re-
deduelle geliefert. Während der um
die absolute CSU-Mehrheit kämp-
fende Ministerpräsident Markus Sö-
der die Erfolge Bayerns betonte, grif-
fen die Redner anderer Parteien die
CSU scharf an. Söder und SPD-Che-
fin Andrea Nahles verteidigten aber
übereinstimmend Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) gegen Angriffe
wegen der Eskalation in Chemnitz.
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50 000 bei
Äwirsindmehr
in Chemnitz

Ein Zeichen gegen Rassis-
mus und Gewalt setzten
Musiker am Montagabend
in Chemnitz. 50 000 Men-
schen kamen zu dem
Konzert unter dem Motto
„Äwirsindmehr“ in der
sächsischen Stadt zusam-
men. Hier war es in den
vergangenen Tagen zu
massiven ausländerfeind-
lichen Protesten und
Übergriffen gekommen.
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